
Replik. Hat Österreich eine historische
Dankesschuld gegenüber Katalonien? Die
bekannten Fakten sprechen dagegen.

Zur Präsenz der
Spanier in Wien
VON MICHAEL RÖSSNER

A m 11.6. erschien in der
„Presse“ ein Artikel („Der
Katalane von Bieder-

mannsdorf“), der das Porträt
einer Persönlichkeit des 18. Jahr-
hunderts zu der etwas unge-
schickten Aufforderung nützte,
Österreich möge im 21. Jahrhun-
dert aufgrund historischer Dan-
kesschuld die Unabhängigkeits-
bemühungen Kataloniens unter-
stützen. Einige der Informationen
im Text waren ungenau, manche
schlicht falsch, die Schlussfolge-
rung jedenfalls unlogisch.

Der Text vermittelt den Ein-
druck, das spanische Element in
Wien, das an Schwarzspanierstra-
ße und Spanischer Hofreitschule
festgemacht wird, stamme von
der Auswanderungswelle nach
dem Spanischen Erbfolgekrieg.
Tatsächlich sind die Klöster der
„Schwarz-“ und „Weißspanier“
im 17. Jahrhundert entstanden.
Die Präsenz von Spaniern inWien
ist wenigstens ab dem 16. Jahr-
hundert – wohl auch aufgrund
starker dynastischer Verbindun-
gen zwischen den beiden Habs-
burger-Linien – eine ständige
Realität: Renaissancedichter Gar-
cilaso de la Vega beklagte in sei-
ner „III. Kanzone“ seine Verban-
nung auf eine Donauinsel, Cristó-
bal de Castillejo verteidigte von
Wien aus die traditionellen spani-
schen Gedichtformen gegen ita-
lienische Einflüsse beim auf Spa-
nisch dichtenden Katalanen Juan
Boscán − das alles in der ersten
Hälfte des 16. Jahrhunderts. Spa-
nische Einwanderung nach Wien
gab es also schon lang bevor 1714
die dynastische Verbindung nach
14 Jahren Krieg endete.

Dieser Krieg – der Spanische
Erbfolgekrieg – war auch eine Art
Bürgerkrieg: Philipp wollte die
Sonderrechte der in der spani-
schen Krone vereinigten König-
reiche und Fürstentümer aufhe-
ben und eine zentralisierte Regie-
rung einrichten, daher neigten
die Vertreter der Regionen mit
Sonderrechten eher dem Habs-
burger zu und sammelten sich
am 1705 eingerichteten Hof Karls
in Barcelona. Tatsächlich wurde
der Krieg aber zwischen England

und Frankreich geführt, und als
Karl nach dem frühen Tod seines
Bruders Joseph nach Mitteleu-
ropa zurückkehren musste und
zum römischen Kaiser gekrönt
wurde, zog sich England zurück
und bereitete den Frieden von
Utrecht vor, der der englischen
Flotte Handelsvorteile sicherte
und den Bourbonen die spani-
sche Krone zuerkannte.

Der Hof in Barcelona musste
daher Anfang 1713 aufgegeben
werden; einige in die Verwaltung
eingebundene Spanier, in der
Mehrzahl Katalanen aus niede-
rem Adel wie Ramón de Vilana
Perlas, die unter Karl in die Hoch-
aristokratie aufgestiegen waren,
zogen nach Wien, wo sie im Spa-
nischen Rat nicht mehr für die
Angelegenheiten Spaniens, son-
dern für die früher zur spani-
schen Krone gehörenden Gebiete
in Italien zuständig waren, die
1714 zu Österreich kamen. Diese
Verwaltung in spanischer, nicht
katalanischer, Sprache führte üb-
rigens zu schärfsten Protesten der
vielen im multikulturellen Wien
ansässigen Italiener.

Ein ganzes Armeekorps?
Von 1710 bis 1720 sind ca. 15.000
bis 20.000 Spanier, nicht nur aus
Katalonien, neu nach Wien ge-
kommen. Dass aus diesen 25 Jah-
re später ein ganzes „Armeekorps
mit katalanischen Exilanten“ in
Maria Theresias Krieg gegen Bay-
ern erwachsen wäre, scheint we-
nig glaubwürdig. In dem neun-
bändigen Werk „Der Österreichi-
sche Erbfolgekrieg 1740–1748“
(Wien 1896–1914) ist von einem
solchen nichts zu lesen. Für eine
Unterstützung der Unabhängig-
keitsbestrebungen des heutigen
Katalonien, das (Stand 2013) nur
31 Prozent Einwohner mit katala-
nischer Muttersprache hat, aber
in aggressivem Sprachnationalis-
mus kaum Toleranz für Anders-
sprachige aufbringt, ist aus dieser
Geschichte jedenfalls kaum etwas
zu gewinnen.
Univ.Prof. (iR) Dr. Dr. Michael Rössner
(*1953) ist Hispanist und war bis 2021
Direktor des Instituts für Kulturwissenschaf-
ten und Theatergeschichte an der ÖAW.
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PIZZICATO

Die Tour und der Tourismus
E in holpriger Start, mit Pannen und ohne Mehrheit: So lässt sich

die ÄraMacron II an. Frankreichs Präsident und seine Premier-
ministerin präsentierten im Élysée-Palast jüngst ihr Kabinett. Die
Nation steuert schnurstracks in ein Patt. Eine Koalition? Pah, wir
sind doch keine Deutschen! So ließ sich Christian Jacob, kein Jako-
biner, aber der Chef der zerzausten Republikaner, vernehmen.

Dynamik geht im Land derzeit nur von der Tour de France aus.
Wenn die Franzosen nicht ihre „Grande Boucle“, ihre „große
Schleife“, hätten! Nach dem Auftakt in Dänemark rollt das Peloton
nun endlich durch die Lande – von der Normandie durch die
„Kopfsteinpflaster-Hölle des Nordens“, zum Nationalfeiertag auf
L’Alpe d’Huez, über Carcassonne und Lourdes nach Paris. Was
macht es da schon, dass Belgier und Niederländer das Klassement
dominieren und die Franzosen nichts zu bestellen haben?

Eine bessere Tourismuswerbung gibt es nicht. Die Weizen- und
Lavendelfelder, die Kathedralen und Klöster: Das macht Lust auf
die Bretagne und die Provence, wohin die Franzosen sich in einer
Blechkarawane nach dem Schlusssprint der Tour auf den Champs-
Élysées im August wälzen – ummit Wut im Bauch über die Inflation
und die Benzinpreise zurückzukommen. Macron hört schon die Si-
gnale: Im September drohen Stunk und Streik. (vier)
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Ein gutes Bild des
Menschen Nehammer
„Der Kanzler auf Ö3: ,Ich bin
1,90 m groß, wiege 100 Kilo‘“,
Radio-Notiz von Rosa Schmidt-
Vierthaler, diepresse.com, 4.7.
DerMeinung von Rosa Schmidt-
Vierthaler kann ich nicht zustim-
men! Es gibt genügend kritische
Interviewer wie z. B. die „ZiB 2“-
Moderatoren, die ständig und so
manchesMal auch übertrieben die
Politiker aus der Reserve zu locken
versuchen. Es ist sicherlich nicht
Claudia Stöckls Aufgabe, sich in
diese Riege einzureihen. Frau
Stöckl zeigt denMenschen hinter
dem Politiker! Viel zu viele, die
Politiker mit Drohungen und
Hass-Schriften überschütten, ver-
gessen, dass dahinter auch ganz

normaleMenschen stecken, wel-
che versuchen, im Rahmen ihrer
Weltanschauung das Beste und
Richtige zu tun.

Nicht dass ich jede der getrof-
fenen Aussagen des Herrn
Bundeskanzlers geschätzt hätte,
aber die Sendung hat ein gutes
Bild desMenschen Nehammer
vermittelt, und Frau Stöckl hat
wieder einmal ihre Sache sehr gut
gemacht!
Dr. Gerhard Danninger, 4284 Tragwein

Frühes Screening kann
viele Leben retten
Ein Aufruf
Prävention war das Thema einer
Veranstaltung des Vereins Praeve-
nire Ende Juni im Stift Seitenstet-
ten und wurde am 25. 6. auch im
„Morgenjournal“ behandelt. Dort
wurden die Cholesterin-Proble-
matik und das Übergewicht adres-
siert, wobei zu Ersterem festgestellt
wurde, dass die Österreicher ein
„Cholesterin-Problem“ hätten,
und daher ein Cholesterin-Screen-
ing empfohlen wurde.

Ein solches ist sicher wissen-
schaftlich gut begründbar, aber
vorwiegendmit dem Ziel, jene
Personen zu erfassen, die auf-
grund einer genetischen Disposi-
tion eine sogenannte familiäre
Hypercholesterinämie aufweisen
(eine von 200 Personen ist davon
betroffen). Sie ist nämlich die Ur-
sache für Verengungen der Herz-
kranzgefäße, in der Folge für Herz-
infarkte und Schlaganfälle. In
Österreich sind nach Schätzungen
ca. 90 Prozent der betroffenen
Fälle unerkannt und werdenmeist
erst nach Auftreten von Herz-
erkrankungen, beim Anlegen von
Stents oder bei Bypass-Operatio-
nen entdeckt. Wenn diese angebo-
rene Stoffwechselerkrankung
schon im Kindesalter erkannt wird
und eine fachgerechte Therapie
frühzeitig beginnt, können koro-
nare Herzerkrankungen weitge-
hend verhindert werden.

Ein generelles Cholesterin-
Screening wurde 1990(!) von der
Österreichischen Lipid-Liga dem
Gesundheitsministerium emp-
fohlen. Im Jugend-Gesundheits-

Europäische Umweltpolitik:
Ungiftig? Unmöglich!
Gastbeitrag. Jede Substanz weist irgendeine Art der „Giftigkeit“ auf. Die
„Ungiftigkeit“ unserer Umwelt als politisches Ziel ist daher fehlleitend.

VON THOMAS JAKL

D er Oxford-Physiker David
Deutsch zieht im Inter-
view mit dem deutschen

Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“
(14/22) gar heftig vom Leder, wenn
er meint: „Das Vorsorgeprinzip ist
ein Übel. Wenn Sie alles Neue un-
terdrücken, weil es unvorhergese-
hene Nebeneffekte haben könnte,
dann behindern Sie den Fort-
schritt . . .“

Irreversibler Schaden
Abgesehen davon, dass eine kriti-
sche Haltung zum Vorsorgeprinzip
im angloamerikanischen Sprach-
raum Tradition hat, liegt dem har-
schen Ausritt des Herrn Deutsch
ein fehlgeleitetes Verständnis zu-
grunde. Das Prinzip der Vorsorge,
wie es im internationalen und eu-
ropäischen Recht festgelegt ist, be-
sagt, dass bei einer bestehenden
Bedrohung vor ernstem, irreversi-
blem Schaden das Fehlen wissen-
schaftlicher Gewissheit nicht als
Begründung dienen darf, umMaß-

nahmen zur Vermeidung von Um-
weltschäden hintanzuhalten (etwa
„Bergen“ ECE Ministerdeklaration,
1990).

Wie schon die EU-Kommission
in ihrer Mitteilung zum Vorsorge-
prinzip aus dem Jahr 2000 betont,
ist es Bedingung für seine Anwen-
dung, dass es eine solide wissen-
schaftliche Basis geben muss, die
dokumentiert, worin die konkrete
Gefährdung besteht, wie groß die
Wahrscheinlichkeit einer effekti-
ven Schädigung ist und warum die
vorgeschlagenen Maßnahmen ge-
eignet sind, den Schaden abzu-
wenden. Zudem ist eine exakte
Evaluierung der getroffenen Maß-
nahmen vorzunehmen und stän-
dig zu beobachten, ob und inwie-
weit sich die Voraussetzungen und
Annahmen für das Einschreiten
ändern.

Heruntergebrochen auf die
Realität bedeutet dies etwa, dass
Stoffe mit bestimmten besonders
gefährlichen Eigenschaften, etwa
in Kosmetika, nicht eingesetzt wer-
den dürfen – also nicht erst abge-

wartet wird, ob Konsumenten und
Konsumentinnen tatsächlich
Schaden nehmen.

Ein Meilenstein
Deutsch setzt also den Schutz vor
plausiblen, sich abzeichnenden
Schäden gleich mit der „Unterdrü-
ckung des Neuen“, was eine grobe
Missinterpretation darstellt, aber
eine wichtige Bringschuld ins Be-
wusstsein rückt: Der wissen-
schaftsbasierte Charakter des Vor-
sorgeprinzips ist ein hohes, ver-
letzliches Gut und muss transpa-
rent gelebt werden. Eine Bedin-
gung dafür ist, für Politikbereiche,
denen dieser Grundsatz inne-
wohnt, ein strukturiertes wissen-
schaftliches Umfeld zu schaffen,
das dafür sorgt, dass bestehende
Maßnahmen begleitend evaluiert,
neue Phänomene rasch erkannt
und bewertet werden und das be-
stehende Instrumentarium dyna-
misch an den Stand der Wissen-
schaft angepasst wird.

Die europäischen Regelun-
gen zum Schutz vor gefährli-
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Ist es schade ums
Westend? Natürlich.
Aber sollen Stadt
oder Staat hier
eingreifen und das
Kaffeehaus retten?
Natürlich nicht.

QUERGESCHRIEBEN
VON THOMAS WEBER

Koffein an jeder Ecke:
Der Kulturkampf ums Kaffeehaus
Die Konkurrenz ist groß, für Kaffeehäuser ohne besondere Ambition wird es
schwerer. Nostalgie allein wirdWiens Kaffeehauskultur nicht bewahren.

L angsam rächt es sich, dass die viel
gerühmte Kaffeehauskultur immer
zuvorderst eine räumlich-soziale

Einrichtung war und nie eine Kaffeekul-
tur, die sich weiterentwickeln musste. „Im
Kaffeehaus sitzen Leute, die allein sein
wollen, aber dazu Gesellschaft brau-
chen“, beobachtete einst der Schriftsteller
Alfred Polgar, selbst einer jener langsam
in Vergessenheit geratenden „Kaffee-
hausliteraten“. Der Kaffee selbst war also
nebensächlich. Was zählte, war das Flair,
die Ruhe trotz Geschäftigkeit, die Mög-
lichkeit, kontemplativ in die Welt einzu-
tauchen – denn das Angebot an Zeit-
schriften, auch internationalen, half auch
Zeitgenossen, die kein Geld
für teure Abos ausgeben
konnten, ihren Horizont
vielseitig zu erweitern. Alles,
was es dafür brauchte, war
Zeit – und die paar Münzen
für eineMelange.

Jetzt hat also das Café
Westend zugesperrt; jenes
legendäre Kaffeehaus am
Gürtel, direkt gegenüber
dem Westbahnhof auf der
Mariahilfer Straße. Bekannt
auch in den Bundesländern, weil der
Westbahnhof bis vorgestern der heimli-
che Hauptbahnhof der Stadt war. Für fast
alle Himmelsrichtungen galt: Wer mit
dem Zug nach Wien kommt, kommt am
Westend kaum vorbei. Es war das erste
Haus am Platz. Nun rechnet sich der Be-
trieb nicht mehr, und die Aufregung ist
groß. Manche fürchten gar den Unter-
gang des Abendlands Westwiener Prä-
gung. Die Stadt oder der Staat müssten
einspringen, heißt es. Das Kulturgut, die
Institution gehört gefälligst bewahrt.

Nun möchte ich nicht verschweigen,
dass ich selbst durchaus sentimentale Ge-
fühle gegenüber den Räumlichkeiten des
Westend hege. Ich habe dort viele Inter-
views und Hintergrundgespräche geführt,
viel Zeit verbracht: rauchend, lesend, sin-
nierend. In den vergangenen Jahren –
auch vor Corona schon – war ich aller-
dings kaum noch dort anzutreffen. Wa-
rum? Zuallererst lag das daran, dass die
Gegend an Bedeutung verloren hatte.
Nicht nur für mich persönlich, auch ins-
gesamt. Für potenzielle Gesprächspartner
von auswärts bot die Westbahnhofgegend
bloß noch in seltenen Fällen Vorteile. Seit

der Eröffnung des neuen Hauptbahnhofs
lag das Westend im Abseits. Für Kaffee
von besonderer Güte oder ambitionierte
Kulinarik war das Lokal auch nie bekannt.
Zeitung lese ich zwar immer noch. Wirk-
lich überwältigend ist die Auswahl an
Zeitschriften aber nur noch in wenigen
Cafés. Und Zugang zur Weltpresse oder
die Möglichkeit, in Gesellschaft allein zu
sein, beides gewährt heute in konkur-
renzloser Art und Weise das Smartphone.
Herrliche Kaffeeröstungen gibt es in un-
zähligen kleinen Barista-Buden rundum.
Billiges Koffein to go bieten mittlerweile
selbst viele Handyhüllentandler an. Wer
günstige Systemgastronomie sucht, wird

unmittelbar am Westbahn-
hofs selbst bestens bedient.
Parklets und zeitgemäßes
Stadtmobiliar ermöglichen
mittlerweile außerdem völlig
konsumfreies Verweilen an
öffentlichen Plätzen.

Ist es also schade ums
Westend? Natürlich. Aber
sollen Stadt oder Staat hier
eingreifen und das Kaffee-
haus retten? Natürlich nicht.

Das wäre ein völlig fal-
sches Signal für die Hunderten kleinen
Lokale und Cafés, die sich in den angren-
zenden Bezirken behaupten; teilweisemit
tollen Angeboten und ausgefeilten Kon-
zepten. Und die völlig selbstverständlich
und ohne jedes Sentiment wieder ver-
schwinden (müssen), wenn sich etwas
davon nicht bewährt.

Außerdem ist Kultur mehr als das,
was sich gerade noch innerhalb des Wie-
ner Gürtels abspielt: Wie kämen all jene,
in deren Lebenswelt seit Jahrzehnten still
und heimlich die Landgasthöfe und
Dorfwirtshäuser zugesperrt haben, dazu,
des Hauptstädters verklärte Kaffeehaus-
Nostalgie zu finanzieren?

A lso: Adieu, Westend! Die Zeit war
schön, aber der Kaffee im Phil
schmeckt besser und der Gastgar-

ten im Café Sperl ist schöner. Hier sitze
ich nun und frage mich bei einer Melan-
ge, was wir ändern müssen, damit sich
auch an den neuen Hauptverkehrswe-
gen – etwa an Hauptbahnhöfen – wieder
Orte mit Charakter entwickeln können.
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pass, der auf Initiative vonMinis-
terin Rauch-Kallat erstellt, aber
leider wegen Finanzierungsproble-
men nicht realisiert wurde, ist die
Routine-Blutuntersuchung auf
Cholesterin bei Kindern enthalten.
Die slowenische EU-Präsident-
schaft hat im vergangenen Jahr ein
solches Screening für alle EU-Län-
der empfohlen – in Österreich
wurde, wie so oft, gar nicht reagiert.

Fazit: Ein Screening für erhöh-
tes Cholesterin im Kindes- und
Jugendalter ist wissenschaftlich
eindeutig indiziert, praktikabel
und kann viele Leben retten!
Univ.-Prof. Dr. Kurt Widhalm, FA für Kinder-
und Jugendheilkunde; em. Univ.-Prof. f. Er-
nährungsmedizin Med-Uni Wien; 1180 Wien

Da ist etwas faul
im Staate Österreich
„Klimarat: ,UnbequemeMaß-
nahmen‘“, vonMichael Lohmeyer,
5.7.
Die Ergebnisse des Klimarates,
dieser Zufallsauswahl anMen-
schen, sind ernüchternd harmlos.
Wen wundert’s eigentlich?Warum

sollen unerfahreneMenschen in
Sachen „Klima“ bessere Lösungen
finden als fundierte Experten?

Gleichzeitig bekämpfen unsere
grünen „Expert:innen“ die selbst
erarbeitete Energiekrise mit sau-
berer Kohle, frischem Erdöl und
„Kochenmit Deckel“. Zwei Millio-
nenMenschen in Österreich sind
ärmer als vor zwei Jahren und
haben Probleme, ihr normales
Leben zu finanzieren. Wir führen
als Antwort eine CO2-Steuer ein,
die mit Sicherheit nicht das Klima
retten wird, aber das Leben teurer
macht. Wir dilettieren kontinuier-
lich in der Pandemiebekämpfung,
statt unsereMaßnahmen nach
dem Beispiel der erfolgreichen
Länder Schweiz oder Schweden zu
organisieren, mit dem Ergebnis:
2,8%Minuswachstum einerseits
versus 6,6% BIP-Schrumpfung
unsererseits. Wir stellen uns aktiv
auf die Seite der Ukraine, obwohl
wir neutral sein sollten. Damit
schwächen wir uns selbst, aber
dafür langfristig, weil wir ab nun
teure Alternativen kaufenmüssen,
die uns alle effektiv ärmermachen.

Unsere Politik fährt mit derselben
Strategie weiter, obwohl wir mit
offenen Augen unser erfolgreiches
sozial-marktwirtschaftliches
System gegen dieWand fahren: Da
ist etwas faul im Staate Österreich.
Toni Matosic, 1130 Wien

Konzentrieren auf die
Bösewichte von heute
„,Entscheidet endlich über Lueger-
Denkmal!‘“, Interviewmit Danielle
Spera von Almuth Spiegler, 30.6.
Es ist erschreckend, mit welcher
Verbissenheit die Debatte um das
Lueger-Denkmal geführt wird.
Anstatt auf den gesellschaftlichen
Fortschritt seit düsteren Zeiten
stolz hinzuweisen und es dabei zu
belassen, wird versucht, durch
Verschandelung oder Entfernung
historischer Denkmäler unlieb-
same Tatsachen der Geschichte
unsichtbar und damit ungesche-
hen zumachen. Aber das funktio-
niert so nicht. Die Geschichte der
Menschheit ist – aus unserer heu-
tigen Sicht – voller grausamer Er-
eignisse auf vielen Ebenen.

Manche Bösewichte der Ver-
gangenheit werdenmit dem Ab-
stand von Jahrhundertenmit er-
staunlicherMilde betrachtet, wie
zum Beispiel Napoleon anlässlich
seines zweihundertsten Todes-
tags – übrigens auch von der
„Presse“. Seien wir froh, dass sie
Geschichte sind. Sonst müsste
man inMitteleuropa auch alle
Spuren der Römer, der Hunnen
und der osmanischen Eroberer
entfernen sowie katholische Kir-
chen schließen wegen ihrer Inqui-
sition und Hexenprozesse.

Konzentrieren wir uns auf die
Grausamkeiten und die Böse-
wichte von heute. Es gibt noch
immer davon genug!
Heinz Rotte, 1220 Wien

Was sind wir doch für
Experten für gar alles
Eine (Selbst-)Kritik
Was wir alle alles sind: Experten
und Expertinnen für Virenbekämp-
fung, Seuchenprävention, Terror-
abwehr, Rechtssprechung im Fi-
nanzstrafrecht (Causa Grasser),

Fußballexperten sowieso, und in
Fragen der Landesverteidigung und
der Neutralität reicht uns ohnehin
niemand dasWasser. Friedens-
experten waren wir immer, und
wie Krisenvorsorge geht, haben wir
mit derMuttermilch aufgesogen.
Jetzt mussman uns nur noch nach
Kiew schicken, und es ist Ruhe im
Karton und Friede auf Erden.

Was sind wir doch für talen-
tierte Volk-Darsteller in dieser
Operette Österreich.
Klaus Schauer, 9020 Klagenfurt

chen Chemikalien sind nun seit
wenigen Wochen in ein solches
Umfeld eingebettet. Aufbauend
auf ein EU-weites Vorhaben zur
Erfassung der Belastung der euro-
päischen Bevölkerung mit chemi-
schen Stoffen (HBM4EU – Human
Biomonitoring for Europe“) ent-
stand die Partnership for Risk As-
sessment, Parc. Ein Vorhaben, mit
insgesamt 400 Millionen Euro aus
dem Horizon-Europe-Programm
der Kommission und aus den Mit-
gliedstaaten dotiert, das zunächst
bis zum Jahr 2029 die EU-Chemie-
politik wissenschaftlich begleiten
wird. „Greifen die getroffenen
Maßnahmen, und gehen die Be-
lastungen zurück?“, „Finden sich
neue Effekte oder neue Schadstof-
fe?“, „Müssen zusätzliche Instru-
mente entwickelt werden?“ – das
sind nur einige Fragen, die Parc
beantworten wird, und seine Be-
funde werden wichtig sein: für die
Zivilgesellschaft, die Wirtschaft
und die Politik. Erstmals wird ein
umweltpolitischer Kernbereich
der Union durch ein Vorhaben aus
ihrem eigenen Forschungspro-
gramm – 200(!) europäische For-
schungsstellen sind beteiligt − ge-
zielt und systematisch begleitet.
Kommission und Mitgliedstaaten
(Österreich an vorderster Front)
haben gemeinsam jahrelang an
diesem wichtigen, bahnbrechen-
den Schritt gearbeitet.

Seriosität bei Zielvorstellungen
Wenn nun das rechtspolitische
Rückgrat und das begleitende In-
strumentarium eines Politikberei-
ches wissenschaftlich Lege artis
unterfüttert sind, hat dies erst
recht für die politischen Zielvor-
stellungen zu gelten. Nun rittern,
im Rahmen des EU Green Deal,
gleich zwei Slogans – in den Doku-
menten durchmischt gebraucht –
darum, die Zielvision für die Mini-
mierung der Umweltbelastung
durch Schadstoffe zum umreißen.
Der „Zero Pollution Ambition“
wird das Streben nach einem
„Non-Toxic Environment“ zur Sei-
te gestellt.

Nun ist es für eine Zielvorstel-
lung vollkommen legitim, die Ide-
alvorstellung einer „Null-Ver-

schmutzung“ als Richtschnur im
Blick zu haben. Auch wenn es phy-
sikalisch/technisch unmöglich ist,
die einschlägigen Richtlinien und
Verordnung sollen, dieser Orien-
tierung folgend, eine Minimierung
der Belastungen, idealerweise auf
null, erreichen. „Ungiftigkeit der
Umwelt“ als politische Ambition
hingegen ist nicht bloß wissen-
schaftlich unhaltbar, sondern stellt
ein effektiv fehlleitendes Ziel dar.
Das Schwächen, Abwehren, Hint-
anhalten feindlicher oder stören-
der Lebewesen durch potenziell
schädigende Stoffe („Gifte“) ist die
Sprache der Ökologie und hat eine
Schlüsselstellung bei der Erhal-
tung des Gleichgewichts in Öko-
systemen. Im Wechselspiel der
Evolution haben natürlich auch
die potenziellen Adressaten der
„Gifte“ Mechanismen zur Ent-
schärfung entwickelt. Auch gegen-
über Umweltgiften.

Bestandteil unseres Alltags
Wir Menschen bilden hierbei keine
Ausnahme und sind seit Anbeginn
unserer Evolution mit „Umweltgif-
ten“ konfrontiert. Feinstaub, Ver-
brennungsrückstände, bodenna-
hes Ozon, Pilzgifte kommen (auch)
natürlich vor und sind seit jeher
Bestandteil unseres Alltags. Unser
Körper hat Mechanismen entwi-
ckelt, die uns (bis hin zu Belas-
tungsobergrenzen, die allerdings −
wie auch HBM4EU zeigte − vielfach
überschritten sind) schützen.
Selbstredend gilt es, Stoffe mit
möglichst günstigem ökotoxikolo-
gischem Profil bestmöglich zu for-
cieren und schädliche Industrie-
chemikalien adäquat zu beschrän-
ken. Jede Substanz weist aber ir-
gendeine Art der „Giftigkeit“ ge-
genüber irgendeinem Organismus
auf. Der bloße Nachweis eines Stof-
fes sagt zudem noch nichts über
eine etwaige Belastung aus. Aber
für die alarmistische Bestätigung,
dass unsere Umwelt eben „toxisch“
sei, reicht es allemal. Manche Stof-
fe, die in der Vergangenheit freige-
setzt wurden, sind zudem so stabil,
dass wir mit ihrer Existenz werden
leben müssen – vieles werden wir
eben nichtmehr los.

Die Europäische Umweltpoli-
tik hat eine durchgängige, konsis-
tente Leitlinie zu verfolgen, die
sich an Wissenschaftlichkeit orien-
tiert und sich konsequent in den
umweltpolitischen Prinzipien und
Instrumenten abbildet. Diesem
Grundsatz müssen gerade auch
die großen übergeordneten Ziel-
vorstellungen entsprechen. Die
Orientierung an absoluter Vermei-
dung weiterer Verschmutzungen
taugt dazu. Der Wunsch nach ab-
soluter „Ungiftigkeit“ hingegen
hält diesem Anspruch nicht stand.
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